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1.1. Die Quartierplan-Vorschriften finden Anwendung innerhalb des Quartierplan-Perimeters (im Plan als schwarz Ge· 
strichelte Linie dargestellt). Sie sind verbindlich für: 
- lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 
~ Art und Mass der Nutzung des Quartiers und der Bauten 
- Gestaltung der Freiflächen 
- öffentliche Anlagen. 

Daneben enthalten sie Bestimmungen betreffend die Realisierung der Quartferplanung und legen ferner fest, unter 
welchen Voraussetzungen sie vom Regierungsrat genehmigt werden kennen. 

1.2. Für die dargestellten öffentlichen Str.ssen und Wege sind die entsprechenden Bau- und Strassenlinienpläne ver-
bi nd1 i eh. 

1.3. Die Gemeinde erstellt die Strassen. Für die Beitragsleistungen der Grundeigentümer an die Erstellungskosten gilt 
das Baureglement der Gemeinde. 

1.4. Die landabtretungen für die öffentlichen Strassen, Plätze und Fusswege erfolgen Im Rahmen der Baulandumlegung 
unentgeltlich gemäss Baugesetz. 

2. ~Gcösse und Gestaltung der Bauten 

2.1. Lage und Grösse der Bauten (Grundfläche, Geschosszahl) sowie Lage ~nd Z.hl der dauernden Pflichtgaragen sind 
va rbi ncll i cho D1e Erste) Jung lielterer Bauten ist ni cht zu läss I §, aus ~eno mman si nd Kl ei nbauten der' Val'so /'gungs-
betriebe und des allgemeinen WOhls. 

0~~~ Die Grässe und Situierung der Baukörper ist durch Planllbgriff zu bestimmen (vgl. Orientierungsachse). Gering-
fügige Abweichungen in den Formen und Massen der Baukärper-Grundflächen sind laweit zulässig, als sie im Rahmen 
der Bebauung nicht auffallen. Sie bedürfen im Baubewflligungsverfahren der Zustimmung des Gemeinderates. 

2.3. Die Grundrissfarmen der Doppe1einfami lienhäuser und des Kindergartens haben nur Richtliniencharakter. Abweichende 
Formen bedürfen im Baubewi lligungsverfahren der Zustimmung des Gemeinderates. Die Richtung der Baufluchten ist 
ei nz"uha Hen. 

2.4. I n den Socke 1 geschossen der 6-geschossi gen Bauten dürfen kei ne Wohnungen erste 11 t werden. 
2.5. Alle Bauten sind mit FJachdächern ohne Auskragungen zu versehen. Ueber den obersten Dachflächen sind nur Kamine, 

Liftaufbauten und dergl. bis zu 1.5 m Höhe zugelassen. 
2.6. Material und Farbe von Fassaden, Fenstern, Balkonen und Sonnenstoren aller Baukcrper sind so aufeinander abzu-

~ stimmen, dass ein aesthetisch ansprechender Gesamteindruck entsteht, welcher das Quartier als bauliche Einheit 
erscheinen lässt. Die drei 6-geschossigen Baukörper müssen in Ihrer äusseren Erscheinung übereinstimmen. Die 
Fassaden sind welss zu verputzen. Einzelne Teile davon k5nnen auch in Sichtbeton oder Holz ausgeführt werden. 

2.7. Die Gestaltungsvorschriften gelten auch für spätere Umbauten und Renovationen. 
2.8. Dem Gemeinderat steht bezüglicn der Gestaltung der Bauten ein verhindliches Mitspracherecht zu. In Ausübung dieses 

Rechtes kann der Gemeinderat auf Kosten cer Grundeigentümer Fcchgutachten über die Baueingaben einholen. 
2.g. Zur besseren Interpretation def'l baulichen Gestaltung kann das MedelJ l:~O reigezogen werden. 
2.10. Für das Areal der Quartierplanung ist nur eine Gemeinschaftsantenne für Fernsehen und Radio zulässig. Diese kann 

auf einem der Baukörper plaziert werden. Erfolgt der allfällige Ausbau eines gemeindeeigenen Fernsehkabelnetzes 
va r oder während der Rea 1i s I erung der Quarti erp 1 antebauung, so si nd di e Bauten an di eses Netz anzuschl i essen. 

3. Art und Hass der Nutzung 

3.1. Alle im Plan dargestellten Baukörper unterstehen den Vorschriften für Wohnbau gemäss ZR 4/63. An öffentlichen Bau-
ten ist ein Kindergarten zugelassen. 

3.2. Für das Nass der Nutzung sind die Angaben In Plan und Tabelle Illassgebend. Geringfügige Nutzungsverlagerungen oder 
Aufrundungen sind soweit zulässig, als sie die Ueberbauung gemäss Quartierplan nicht beeinträchtigen bzw. die 
höchstzulässige Gesamtnutzung von 28'517 m2 (. 55 %) nicht überschreiten. 

3.3. Zur Nutzfläche werden gezählt: Alle Geschossflächen ink). Umfassungsmauerri, Innenwände, Treppenhäuser, Lift- und 
Leitungsschächte, soweit sie dem Wohnen dienen. 
Nicht zur Nutzung zählen: 
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- Alle im Plan dargestellten Garagen und Einstellhallen, 
- Wo hnba 1 ko ne, 
- allgemein benützbare Mieterräumlfchkeiten, wie Waschküchen, Trocken- und Einstellräume, 
- Ke 11 er- und Sockel geschosse, so wei t sie ni cht zu Wohnzwecken di enen oder ni cht gewerbli ch genutzt werden, 
.. pro Wo hnung ei n im Wo hngeschoss 1i egender Abste 11 raum ytl n max. 5 1112 Grundf 1 äche ohne natür 1i che Be 1 i chtung. 

4. Gestaltung der Freiflächen 

(4.1~) Der Erwerb und die Gestaltung der Grünzone wird in der 8aulandullllegung hzw. im Quartierplanvertrag der Land-
0...··":"r<!ij,1>" 
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eigentümer geregelt. 
Bei der Baueingabe ist für die Gestaltung und Oepflanzung der Freiflächen ein Plan einzureichen, welcher den 
Richtlinien des Quartierplanes entspricht. 
Die Freiflächen der Mehrfamilienhäuser .ürfen nicht mit Hecken oder Mauern umgeben werden. Einfriedigungen 
für Spielplätze sind zugelassen. 
lage und Anzahl der oberirdischen Parkplätze sind yerrindlich. Geringfüyige Abweichungen sind mit Zusti~mung des 
Gemeinderates möglich. 
Die Ausführung der privaten Weg- und Platzanlagen hat grundsätzlich nach Quartierplan zu erfolgen. Die Ausgestal-
tung dieser Anlagen und der zugehörigen Beleuchtung hat nach einheitlichem Projekt zu erfolgen. 
Privatwege mit Zubringerfunktion (M~bel- und Krankentransport, Feuerwehr etc.) sind mit entsprechendem Unterbau 
zu versehen. 
Gleichzeitig mit der Ueberbauung sind 'ie erforderlichen Kinderspielplätze inkl. den zugehörigen Gerätschaften 
zu errichten und dauernd zu unterhalten. Für die generelle lage und die Gr6sse sind die Angaben im Quartierplan 
verbi ndl ich. 
Pro I~ m2 Gebäudenuhfläche ist mind. I Baum von 3.0 m Höhe anzupflanztjn und zu erhalten. 
Dem Gemeinderat steht bei der Gestaltung der Freiflächen gemäss liff. 4.1. ein verbindliches Mitspracherecht zu. 

Realisierung der Quartierplan-UeLerbauung 

Für die Realisierung der Quartierplanung haren Lie Grundei!entümer auf Basis einer privatrechtlichen Vereinbarung 
(Quartierplan-Vertrag) eine Baulandumlegung durchzuführen. 
Die spätere ParzelIierung der neu zugetei lten Grundstücke ist !estattet, wenn die Verwirklichung und der Bestand 
der Quartierplanung dadurch nicht in Frage gestellt wird. Solche Mutationen bedürfen der Bewilligung des Gemeinde-
rates und der Baudirektion. 
Bei etappenwei ser Real i si erung der Quarti erp lan-Ue~er~auung sind Ne~enan 1 ayen wl e ober- und unteri rdi sehe Autoat-
stellplätze, private Wege und Plätze, Freiflächen, KindersplelplätzG usw. entsprechend der Grösse des jeweiligen 
Bauvolumens mit zu erstellen. 
Ist die teilweise Erstellung einer Nebenanlage aus technischen Gründen nicht möglich oder aus finanziellen Gründen 
noch nicht zumutbar, so kann die 8audirektion auf Antrag des Gemeinderates pruvisorische Anlagen bewilligen. 

Voraussetzung für die Genehmig~ 

Di e Genehmi gung der Quarti erp I an-Vo rschri Hen durch den Regi erungsrat setz t voraus, dass 
die Baulandumlegung gemäss Ziffer 5.1. und gemäss § 72 des 8augesetzes atgeschlossen ist und 
der Quarti erplan-Vertrag von allen aeteiligten Grundeigentümern unterzeichnet und öffentlich verurkundet ist. 

Schlussbestimmungen 

Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplan-Vorschriften. Das Baubewilligungsverfahren gemäss § 22 und 
§§ 25 ff. der Vollziehungsverordnung zum Baugesetz !Jleillt vorbehalten. 
Alle im Widerspruch zu den Quartierplan-VorschriHen stehenden früheren Zonenvorschriften sind aufgehoben. 
Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der Genehmigung durch den Regierungsrat in Rechtskraft. 

I E S C H L U E S S E 

G E M EIN 0 E 

Geme! nderat 
Gemeindeversammlung 
Auflageverfahren 
Der Gemeindepräsident 
Der Gemei ndeverwalter 
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zwi5chen 

Einwohnergerneir.de Laus.en 
Häring 4> Co, AG, Pratteln 
AG fü. Anlagen und ßeieiligungcn, Liestel 

Alanco AG, Lausen 

W. Brocli'beck AG, PrcHeln 
E. Fris:dii··Zu!liger, lausen 

11. HAI 1171 

, . 

Eigentümerh der Parzellen 14-A..5 und 277 

Eigentümerin der Parzellen 275 und 281 
Eiger.i ümerin der Parzelle 283 
Eigentümerin der Parzelle 273 

Eigentümerin der Parzellen 870, 868 und 873 
Eigentümer der Porzel!e 282 

Harr Fdedli ist nur Vertrqgsportner in Sachen BauIandumlegung (Punkt 1) 

Die genonr:bn Parteien kommen überei, die Ihnen aus den Quartierplan-Vorsr.:hriften 
FURLENW,TTEN - WIEDLIACKER, G~mejnde Lausen, zustehenden Rechte und 
Pflichten unter sich wie folgt zu regelm 

h-~_~u'ar.dum!egung 

1.1 Die im Qucrtierrlan-Rcglament vcrgeschrleb~ne Baul.Jnd-Umleg!...ng crfolgt auf 

Ftivotrechtlichor Bcsis genläss § 72 des Bouge~dze5 vom 15. Juni 1967. 

102 Die Vermcrkungs- und Veft1rkun~ung:;kosten weide;, proportional zu den neuen 
Parzell<!nflächen aufgeteilt. 

~~~r Bauten ~d Freiflächen 

2.1 Das A/eal E d,zs Quartie.planes muss nach den Bestimmungen des subvontionierten 
Wohnungsboues überbaut weiden kö:mcn, wobei jedoch dia Vorschriften des 
Quarticrplone: und dic:ies Vor;'i"oges einzuhalten sind. 

2,2 Zur Erreichung einsr erch ackron hehen und farbli.::hen Gcsomtgesb ltung sind die 

Qc~tehondcn Vorproi~ktpläne deI QU:lrticrplanvcifasser (WiSst. hlOO) massgeb<3nd. 
Alle Baupläne sind im VCI'Fojektstadium einem Ausschuss zu unterbf~it~m. Dieser 

bCibht cus ein0m Vertreter des Gemeinderates, einem Vertrater dei' Projeklvor-
fcsser Jas Qli~Ttieipkl;)es und einem Veitretcr dei Firma Brodtbock AG oder der 
Firma Höring AG. 

2.3 DOSlclbe gilt für die Ge~taltung der privaten Weg- und Platzanlagon und deren 
Bele'Jchtung $(/.....,ie für die KindcßpielplCltze ur.d die Umgebungsgestoltung 

~ßcpflanzung;lc 

2,.1. Die Parteien vBrzk.hten auf die Gcltendmc·:;hung des KCPFfschtcs. 

25 An die Erste!!ungsko3ten des gro~Bn Kindcr!:pielplotzes auf dem Arool Ades 
C!u(.lii·icrp!cnc.; lebten dio Eigentüm'.;r d~s Ar::e!s ß einen Beirrog von einem 
Dl'!;·te 1 i.mcl c,r.a! :-cn dafür das Mitoonützunguccht. 
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3. Erstellen der Enchlie~5ungronlagen 
~,=-=~ -~_ .. ~--~ 

3.1 Di3 Ent~llung der Eij$Chlie~r;9scmb9an (S;ra»ao, Beleuchtung, Werkleihmgen etc.j 
erfolg} eroppenw3ise, gemtlJs ßCUgesdtz § 12 und den Re9bm~nten der Gemeinde. 

3.2 Die lnitküive zum Bau der Ench!Jessungsan!'Jgon kenn von den EigantOmarn dar 

nauzugeteilten Parzellen oder von <ler Gameinde ergriffen werden. 

4. Erstellen der Gemeinsd:cthJ:Jntonne 

Die Pt.:rteien kommen übarain, die vorge3Chriabene GemaTn!>Chafbantenne aUf demjan:gen 

Bauki:irper zu dulden, welcher von einer Sp-3z;affirma als cm geeignetMten bezeichnet 

wtrd. Sie verpflichten sich, re<:htz~itig eine Vcr'linoorung abzuschliessen betreffond 
~~u, Benützung und Unterhalt dW' Gerneinschafhan!age (Antennenvertrcg). Falls eine 

gem3indeeigene Anloge erstellt wird, so ist das Quartier an diese onzuschliessen. 

5. Diandbcrkeihm 

5.1 Allrullige SemUss Quartierpran i1~twGndt9 werd~nda Neherb:.:urechto oder Granz-
baurechte werden hiermit crtai1t. 

5.2 Dia Grundeigentümer erleHen hiermit sich, scwTe der Ejnwohnerg~meindo lausen 

und clan zust1.:!ndigen Versorgungsbetr1cben dia notwendigen Geh- und Fahrrechfa 
und die Durch'~irungsrech~e für WClSOf, Kcn:::II:JJtlon, elaktriv.:he Energie, Gas, 

Tolefoo-, Fernseh .. und Radiokabel. 

5.3 D'3f Gemeinderat Lausen ist von den Grundeig'3ntümern armöchtig~ und beauf-

trogt, olle notwendigen ElntfogiJr.33n von D!e.-:stb,kenan im Grundbuch zu 

veranlassen. 

(:. Schl(J~$b3st~ungen 

6.1 Wenn ein VGrtrogspartner die Quortiorptan-Vc~chriften oder die Bestimmungen 

des Quortiarp!an .. Vedroges vs."letzt, so ist er varpffichtet r.Qch Wahl das 
lx:rroffencn Grundeigentümers enr.voosr den vcrschrrftsgemclssan Zustand her-

zustellen oder Schadenersatz zu leisten. 

6.2 Die Pertaien verpflichten sich, sUmtliche Rechte und Pflichten aus diesem 
Vertrag oJlftllligan Rechtsnachf'olgom, ßaurecht:r:ehl'l'\tertl, StockVlflf!<Seigon-

tümern und deron Gerooinscharren zu Oberoir.den. Si. haften für olten Schod~nt 

der den andem GrundeigentCmc-rn aus dur Unt~rrau\..'ng di~r Verpflichtung 

enhteht. 
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6,3 A. ~ !f(llii:j6 S17eH·igbiten zwisch~n den Veti,dgspo;tncm ent'schaidet endgültig cin 

Sen iec.!5gericht, bestehend aus zwei Schiechrichtorn und einem Obmann. Befinden 

sich cwf der ~jinen oder anderen Seite im StraitfaJl mahrere Grundeigentümer, 

$0 hob~n sb ja nlJr Anspruch auf einen Schiedu!chter. Die Partei, wolche das 

Schicdsgeric!-Jt Gnrufan wilt, bosHmmt ihren Schiad!l'ichter und setzt der andem 

PC!ri~i Frist yon }.{ Togen zur Ba"Hmmung ihres Schiedsrlchterse Bei unbenütztem 
Ab!auf die~er Frist oostimmt ein Gertchts~lClsrdent von liester den andem 

Schiedsrichter. Die Schiedsdchter wtlhlen dan Oblronn. Können sie sich nicht 

einigen, so b~tT:nmt ein Gerichhf;f~sident von liesi'al den Obmmn. Das 

Schiedsgericht roll das Verfahren mTt 80schieunigung fDnren. Im übrigen be-
sthmt es Ober Verfahren und Koshm völlig frei. 

6.4 DiiJser Verlrs:t9 tritt nach erfolgter Unten.:eichnung SOfort in Kraft. 

Also übereingekommen und 7-fuch au~efertigt 

Dia Vertrogsr rtnars 
FüJ-.de inderat von Lausen 

.~~t. Co' fiwc~li t •••••• ~fit~O~_ 

···,J\:'G:·m-R··ANI:AtlBN·tJND .... •• .. 

.... ~~m..~.L.I.E T.~7..~ .... 

.•• 0 .....•.....•.. 0......... Q .................... . 

WILHElM BRODTB CK A.·G. 
lWIItndoemtntt~~!r/nfabrlk Pratt!ln 7 

· .. ······H.··fu.i~n~g.) &. ·fr?: ..:~~~ .......... . 

····tla~J\'Ffr:trLi .. ·-= .... · 
..... .. LU·I. 4 .... ~ .................. . 
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Kanton Basel-Landschaft Gemeinde 4 415 LAUSEN 

Quartierplan ffFurlenmatten - Widliacker 1/ 

Mutation Reglement 

27.02.1990!v,e 

Exemplar 
Amt für Orts- und . Regionalplanung 

371 aRI 1 1 1 

Beschluss des Gemeinderates: 27.02 .1990 

Besehl. der Gde.-Kommission : 19 . 03.1990 

Besehl. der Gde.·Versammlung : 28 .03.1990 

Namens des Gemeinderates 

Der Gemeindeschreiber: 

Besehl. des Einwohnerrates: _--'1'-----_____ _ cH ·eJi 
Referendumsfrist : 28.03-27.04.1990 

Urnenabstimmung: _____ L/ _____ _ 

Publik d. Planaufl. im Amtsblatt Nr. ~ vom 1 9 04 1 990 

Planauflage: 23.04- 22.05.1990 

Vom Regierungsrat des Kantons BaseH.andsehaft 
genehmigt 

mit Beschluss Nr . .l.u~ vom 0./ ..tub · ~.1.10 

Publikation des Regierungsratsbesehl s Ws SSG 
im Amtsblatt Nr. 23- vom _r--=.5_, _ U __ _ 

Legende 
Ziffer 2.6. 

- bestehenden Text aufheben 

- neuer Text: 

Die Bauten bzw. das Material und die Farbe von Fassaden, Fenstern, 

Sonnenstoren , Windfängen/Balkonen und deren Verglasung sind innerhalb 
der einzelnen, im Quartierplan bezeichneten Areale A - E so aufeinander 
abzustimmen, dass ein aesthetisch ansprechenper Gesamteindruck ent­
steht, welcher das Quartier als bauliche Einheit erscheinen lässt. 

Ziffer 3.3. 

Ergänzung 

Nicht zur Nutzung zählen: 

- Verglaste und unbeheizte Balkone bis zu einer Grösse von max. 15 m2 pro 
Wohnung, wobei die §§ 16 und 18 der Regierungsratsverordnung über die 

Baupolizeivorschriften vom 30. Dezember 1968 mitzuberücksichtigen sind. 

J 

g' - Verglaste und unbeheizte Windfänge bis zu einer Grösse von max. 10 m2 

~ pro Haupteingang bei Mehrfamilienhäusern. 
€ 
~ - Aussenisolationen von bestehenden Gebäuden. 
[l) 


